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Einführung und Bestandsaufnahme 

I. Bestandsaufnahme nach dem zweiten Weltkrieg 
I. Bestandsaufnahme 

Seit über 1.700 Jahren leben Menschen jüdischen Glaubens auf dem Gebiet des 
heutigen deutschen Staates.1 Seit jeher haben diese sich in jüdischen Gemein-
den zusammengeschlossen und wurden von der jeweiligen Obrigkeit als Ge-
meinde rechtlich anerkannt, seit Mitte des 19. Jahrhunderts auch als öffentliche 
Körperschaften.2 Die Geschichte der jüdischen Gemeinden ist 3 ebenso wie die 
ihrer Mitglieder 3 von Höhen und Tiefen geprägt. Auf die zunehmende, jedoch 
alles andere als konsequente, Emanzipation der Gemeinden und ihrer Mitglie-
der im Nachgang des Zeitalters der Aufklärung3 folgte mit der Schoa im nati-
onalsozialistischen Deutschland eine folgenschwere Zäsur.  

Fünf bis sechs Millionen Menschenleben fielen dem nationalsozialistischen 
Völkermord zum Opfer4 3 nicht ohne Auswirkungen auf die jüdischen Gemein-
den. Während größere Gemeinden wie Dresden von 6.000 im Jahre 1933 auf 
zwölf Mitglieder im Sommer 19455 dezimiert wurden, verloren einige, vor al-
lem kleinere, Gemeinden, sämtliche ihrer Mitglieder6. Zudem lagen mindes-
tens 1.200 Synagogen und Betstuben auf dem Gebiet des ehemaligen Deut-
schen Reichs entweder bereits am Morgen des 10.11.1938 infolge der Reich-
spogromnacht,7 spätestens jedoch bei Kriegsende am 08.05.1945 in Trümmern. 
Davon auf dem Gebiet der späteren Sowjetischen Besatzungszone (im Folgen-

 
1 Der älteste Beleg für jüdisches Leben auf dem Gebiet des heutigen Deutschlands geht 

auf ein Edikt des römischen Kaisers Konstantin aus dem Jahr 321 zurück, siehe Eck, in: 
Wilhelm/Otten (Hrsg.), Anno 321, S. 13 ff.; Voigt, in: Schoeps, Lexikon, S. 195 ff. 

2 Demel, Gebrochene Normalität, S. 7 sowie ausführlicher S. 96 ff.; für die hier relevan-
ten Gebiete siehe insbesondere S. 104 ff. zu der Rechtslage in (Alt-) Preußen. 

3 Hähnchen, Rechtsgeschichte, S. 262 ff.; Toury, in: Schoeps, Lexikon, S. 228 ff. 
4 Lotter, in: Schoeps, Lexikon, S. 238 f. 
5 Diamant, Dresden, S. 228; Eschwege, in: Arndt (Hrsg.) Juden in der DDR, S. 72, kommt 

für Februar 1945 auf 70 verbliebene Gemeindemitglieder; einen guten Überblick über die 
geringe Zahl der Gemeindemitglieder der ehemals florierenden jüdischen Gemeinden gibt 
Mertens, Davidstern, S. 27 f. 

6 Lillteicher, Rückerstattung, S. 5. 
7 Buddrus/Fritzlar, Juden in Mecklenburg, S. 350. 
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den: SBZ) bzw. der Deutschen Demokratischen Republik (im Folgen-
den: DDR) sowie des Sowjetischen Sektors von Berlin mindestens 176.8 Der 
Wert des Vorkriegsvermögens der jüdischen Gemeinden in der späteren SBZ 
bzw. DDR wird auf rund 10.560.000 Reichsmark geschätzt, wovon rund zwei 
Drittel auf Grundvermögen entfallen.9  

Allen Widrigkeiten zum Trotz konstituierte10 eine geringe Zahl von Überle-
benden sowie Remigranten schon bald nach Kriegsende in den Jahren 1945 bis 
1949 erste jüdische Gemeinden auf dem Gebiet der Sowjetischen Besatzungs-
zone bzw. der späteren DDR, so z. B. in Aschersleben, dem Sowjetischen Sek-
tor Berlins, Bitterfeld, Brandenburg/Havel, Dessau, Dresden, Eisenach, Erfurt 
(als Landesverband Thüringen der jüdischen Gemeinden)11, Gera, Görlitz, 
Halle an der Saale, Jena, Karl-Marx-Stadt (Chemnitz), Leipzig, Magdeburg, 
Mühlhausen/Thüringen, Plauen, Prenzlau, Schwerin (als Landesgemeinde 
Mecklenburg) sowie Zwickau.12 Nicht alle von ihnen hatten auf Dauer Be-
stand.13  

 
8 Diamant, Zerstörte Synagogen, S. XIV sowie Auswertung der auf S. 1 ff. aufgeführten 

Synagogen und Bettempel; von den 176 Objekten befanden sich 67 im Ost-Sektor Berlins. 
Siehe auch Burgauer, Zwischen Erinnerung und Verdrängung, S. 143 f.; Mertens, David-
stern, S. 85 kommt für die Zeit zwischen 1938 und 1945 auf 35 zerstörte und zwölf schwer 
beschädigte Synagogen. 

9 Timm, Jewish Claims, S. 26, gibt Vermögenswerte in einem Umfang von 8.743.000 
Reichsmark in Sachsen, von 1.459.000 Reichsmark in Anhalt, von 183.000 Reichsmark in 
Mecklenburg und von 174.000 Reichsmark in Thüringen an. Das im genannten Gesamtbe-
trag nicht enthaltene Vermögen der Berliner Gemeinden belief sich auf nochmals rund 69 
Millionen Reichsmark. 

10 Ob es sich dabei um ein Wiederaufleben im Sinne einer rechtlich ununterbrochenen 
Fortführung, oder eine formal-juristische Neugründung handelt, wird unter D. näher unter-
sucht. 

11 Im Jahr 1981 wurde die Bezeichnung in >Jüdische Landesgemeinde Thüringen, Sitz 
Erfurt< umgewandelt, nachdem sich die anderen thüringischen Gemeinden aufgelöst haben 
bzw. in der Landesgemeinde aufgingen, siehe Burgauer, Zwischen Erinnerung und Verdrän-
gung, S. 138, insb. dort Fn. 10 (S. 322). 

12 Diese Auflistung ergibt sich unter Berücksichtigung der Angaben folgender Werke: 
Maor, Wiederaufbau, Anlage IV; Burgauer, Zwischen Erinnerung und Verdrängung, S. 138; 
Eschwege, in: Arndt (Hrsg.) Juden in der DDR, S. 65 ff.; Offenberg, Machthaber, S. 50 ff.; 
Timm, Hammer, S. 60, dort Fn. 34; Mertens, Davidstern, S. 31. 

13 Siehe hierzu 2.3.10 sowie Burgauer, Zwischen Erinnerung und Verdrängung, S. 138; 
Eschwege, in: Arndt (Hrsg.) Juden in der DDR, S. 67; Mertens, in: Schoeps (Hrsg.), Juden 
in der DDR, S. 136; Maor, Wiederaufbau, Anlage IV. 



 I. Bestandsaufnahme 3 

Betrug die Gesamtzahl der Gemeindemitglieder14 1945 noch 3.10015 Perso-
nen, schrumpfte sie 1988 auf rund 350 Personen16 zusammen. Zentrale Gründe 
hierfür waren die Überalterung der Gemeinden17 sowie eine Massenflucht18 
von Gemeindemitgliedern aus der SBZ und der DDR infolge des wiederauf-
kommenden Antisemitismus im Zuge der Ärzte-Verschwörung in der Sowjet-
union, den Lansky-Schauprozessen in der Tschechoslowakei19 und nicht zu-
letzt den Entwicklungen im >Fall Merker<20. Dass fünf von acht Vorsitzenden 
der damals aktiven jüdischen Gemeinden der DDR den Rücken kehrten,21 ist 
bezeichnend.  

Neben derartigen gesellschaftspolitischen Hürden musste zugleich der wirt-
schaftliche Neuanfang der infolge der Naziherrschaft mittellos gewordenen jü-

 
14 In der offiziellen Terminologie der DDR wurden diese als >Glaubensjuden< bezeich-

net. Personen, die jüdischer Herkunft, aber nicht Mitglied einer Gemeinde waren, wurden 
als >Bürger jüdischer Herkunft< bezeichnet. Ihre Zahl war deutlich höher als die der >Glau-
bensjuden<, vielfach nahmen sie öffentlichkeitswirksame Positionen ein, vgl. Eschwege, in: 
Arndt (Hrsg.) Juden in der DDR, S. 67; Mertens, in: Schoeps (Hrsg.), Juden in der DDR, 
S. 126 sowie 138 f. 

15 Mertens, in: Schoeps (Hrsg.), Juden in der DDR, S. 136; Mertens, in: Schoeps, Lexi-
kon, S. 200 f.; Timm, Hammer, S. 60 kommt für das Jahr 1946 auf insgesamt etwa 4.500 
Juden. 

16 Mertens, in: Schoeps (Hrsg.), Juden in der DDR, S. 136. Für das Jahr 1987 kommt 
Mertens noch auf 370 Mitglieder, ebenda, S. 149. Burgauer, Zwischen Erinnerung und Ver-
drängung, S. 145 kommt im Jahre 1989 auf rund 380 Personen, siehe bzgl. der Mitglieder-
statistik, ebenda Tabelle 7 auf S. 359. Offenberg, Machthaber, S. 326, gibt die Zahl der Ge-
meindemitglieder im Jahr 1989 mit insgesamt 385 an. 

17 Mertens, in: Schoeps (Hrsg.), Juden in der DDR, S. 147; Eschwege, in: Arndt (Hrsg.) 
Juden in der DDR, S. 79; Burgauer, Zwischen Erinnerung und Verdrängung, S. 153 ff.; 
vgl. exemplarisch Protokollfeststellungen vom 20.03.1952 anlässlich eines Treffen zwi-
schen Vertretern des Landesverbandes jüdischer Gemeinden in der DDR, der Jüdischen Ge-
meinde zu Halle sowie der Synagogengemeinde zu Magdeburg: >Wir stellen jedoch fest, daß 
die Jüdische Gemeinde zu Magdeburg überaltert ist und von ihren 165 Mitgliedern über 
50 % das Alter von 50 Jahren überschritten haben und ein großer Teil nicht mehr arbeitsfähig 
ist. Durch die Verfolgung des Nazistaates ist ein großer Teil der Mitglieder der Jüdischen 
Gemeinde zu Magdeburg krank und bedürfen diese Menschen die weitgehendste Unterstüt-
zung der Gemeinde selbst.<, CJA 5 B 1 3 Nr. 125 Bl. 38. 

18 Mertens, in: Schoeps (Hrsg.), Juden in der DDR, S. 127 geht für das Jahr 1953 von 400 
geflohenen Juden aus; siehe zu den Hintergründen auch Goldenbogen, in: Ulbricht/Glöckner 
(Hrsg.), Juden in Sachsen, S. 193 f. 

19 Mertens, in: Schoeps (Hrsg.), Juden in der DDR, S. 126; Goldenbogen, in: Ul-
bricht/Glöckner (Hrsg.), Juden in Sachsen, S. 193; Honigmann, in: Schoeps (Hrsg.), Juden 
in der DDR, S. 104; Mertens, in: Schoeps, Lexikon, S. 200; Eschwege, in: Arndt (Hrsg.) 
Juden in der DDR, S. 71; Burgauer, Zwischen Erinnerung und Verdrängung, S. 155 f. 

20 Keßler, SED und die Juden, S. 85 ff., insb. S. 91 f.; Goschler, Schuld, S. 368. 
21 Joseph, DDR und die Juden, S. 35. Speziell hinsichtlich der jüdischen Gemeinden in 

Leipzig und Dresden Goldenbogen, in: Ulbricht/Glöckner (Hrsg.), Juden in Sachsen, S. 194. 
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dischen Gemeinden gemeistert werden. Für das Wiederaufleben und den Fort-
bestand der jungen Gemeinden war dabei die Frage der Restitution bzw. Rück-
gabe ehemals gemeindeeigenen Grundvermögens aus materiellen sowie prak-
tischen Gründen von zentraler Bedeutung.22 Dass die jüdischen Gemeinden in 
der DDR eine der kleinsten sowie am wenigsten beachteten gesellschaftlichen 
Gruppierungen23 waren, darf die Bedeutung des Schicksals der jüdischen Ge-
meinden keinesfalls schmälern. Im Umgang mit Minderheiten zeigt sich das 
wahre Gesicht der Staatsgewalt 3 und der von ihr gesetzten und gelebten 
Rechtsordnung. 

II. Stand der Forschung und eigenes Forschungsanliegen 
II. Forschungsstand und Forschungsanliegen 

1. Forschungsstand und bisherige Forschungsschwerpunkte 

Die vermeintlich geringe Bedeutung der jüdischen Gemeinden in der SBZ und 
der DDR spiegelt sich in der überschaubaren Anzahl einschlägiger wissen-
schaftlicher Publikationen wider. Während sich noch eine Reihe von Werken 
mit dem wiederaufkommenden >jüdischen Leben< und der >Jüdischen Identi-
tät< im sozialistischen Staat im Allgemeinen beschäftigen,24 lassen sich Aus-
arbeitungen zur Restitution jüdischer Gemeinden auf dem Gebiet der SBZ und 
späteren DDR an einer Hand abzählen. Zu letzteren zählen die Arbeiten von 
Burgauer25, Mertens26 und Offenberg27. Wenngleich sich diese vornehmlich 
dem >jüdischen Leben< im Allgemeinen und dem >Selbstverständnis< der jü-
dischen Bevölkerung in der DDR widmen, nehmen sie zugleich die jüdischen 
Gemeinden und deren Mitglieder genauer in den Blick. Im Fokus der Arbeiten 
stehen die Rolle und Stellung der jüdischen Gemeinden im sozialistischen 
Staat sowie die Darstellung der vorgefundenen politischen, ideologischen und 
ökonomischen Rahmenbedingungen. Im Kern widmen sich die vorgenannten 
Arbeiten der (wechselhaften) Beziehung zwischen den jüdischen Gemeinden 
bzw. deren Mitgliedern und den >Machthabern<. Die Frage der Wiedergutma-
chung nationalsozialistischen Unrechts wird vor diesem Hintergrund 3 zumeist 
aus Betroffenenperspektive 3 im Hinblick auf den innenpolitischen Umgang 

 
22 Siehe hierzu unter IV. der Einführung sowie unter B. 
23 So Mertens, in: Schoeps (Hrsg.), Juden in der DDR, S. 133 f. 
24 Eine umfassende Übersicht über die insoweit bestehende Literatur findet sich in Maser, 

in: Eppelmann (Hrsg.), Bilanz und Perspektiven, S. 217 ff. Die in der DDR veröffentlichten 
Publikationen zum Thema führt Joseph, DDR und die Juden, S. 264 ff. auf. Mit besonderem 
Schwerpunkt auf Sachsen Kessler, in: MEDAON, 2012, Nr. 10, S. 14 ff. 

25 Burgauer, Zwischen Erinnerung und Verdrängung. 
26 Mertens, Davidstern. 
27 Offenberg, Machthaber. 
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mit der Problematik beleuchtet. Daneben setzt sich auch Timm28 näher mit in-
nenpolitischen Gegebenheiten, darunter der Restitution jüdischer Gemeinden, 
auseinander. In diesem Zusammenhang erfolgt eine überblicksartige Darstel-
lung der einzelnen restitutionsrechtlichen Grundlagen. Wie in der übrigen Li-
teratur fokussiert sich Timm jedoch auf das Wirken der diversen Regelungen, 
ohne näher auf die Regelungen selbst und das Verhältnis der Regelungen un-
tereinander einzugehen. Sie ergänzt die Betrachtung um eine außenpolitische 
Dimension 3 die außenpolitischen Beziehungen zwischen der DDR und Is-
rael 3, was auch den erklärten Schwerpunkt ihrer Arbeit bildet. Schließlich 
setzt sich Spannuth29 näher mit der Rückerstattung jüdischen Eigentums aus-
einander, welche er als >politisch-moralische Herausforderung<30 versteht. Der 
Schwerpunkt der Untersuchung liegt daher auf dem Herausarbeiten eines offi-
ziellen Standpunkts der DDR-Administration zur >Rückerstattungsthematik<31 
und dem Umgang staatlicher Stellen mit den Restitutionsprätendenten. Im 
Sinne eines Exkurses wird auch die >Sonderentwicklung< in Thüringen32 und 
damit das thüringische Wiedergutmachungsgesetz (im Folgenden: WGG) nä-
her betrachtet. Ausgewählte Praxisprobleme und Schwächen des WGG werden 
aufgezeigt. Eine eingehende Auseinandersetzung mit den Rechtsgrundlagen 
des WGG erfolgt jedoch nicht. Vielmehr beschränkt sich Spannuth auf eine 
allenfalls punktuelle Auseinandersetzung mit dem WGG und legt seinen Fokus 
auf den politischen Sonderweg. 

Daneben gibt es einige Beiträge speziell zum thüringischen WGG. Einen 
ersten Beitrag liefert Schüler33, welcher vorwiegend die >Entstehungs- und 
Wirkungsgeschichte<34 des WGG in den Blick nimmt. Dabei weist er über-
blicksartig auf Praxisprobleme hin, die >sich aus dem Gesetzestext ergaben<.35 
Dennoch geht Schüler nicht näher auf den Gesetzestext ein. Er wendet sich 
sogleich den in der Praxis vorgefundenen Anwendungsergebnissen zu. Hell-
muth36 geht es im Kern um die Frage, >inwieweit Staat und Gesellschaft ihre 
historische Verantwortung übernahmen<37 und worin die >Wirkungen und 
Chancen des WGG<38 bestanden. Gradmesser soll die >Wirkung der >Wieder-
gutmachung< nach dem WGG<39 sein. Das WGG wird dabei 3 zumindest in 

 
28 Timm, Hammer sowie Timm, Jewish Claims. 
29 Spannuth, Rückerstattung. 
30 Spannuth, Rückerstattung, S. 47 ff. 
31 Spannuth, Rückerstattung, S. 89 ff. 
32 Spannuth, Rückerstattung, S. 119 ff. 
33 Schüler, in: Benz (Hrsg.), Jahrbuch Antisemitismusforschung (1993). 
34 Schüler, in: Benz (Hrsg.), Jahrbuch Antisemitismusforschung (1993), S. 118. 
35 Schüler, in: Benz (Hrsg.), Jahrbuch Antisemitismusforschung (1993), S. 125. 
36 Hellmuth, in: Hahn/Kreutzmann (Hrsg.), Jüdische Geschichte in Thüringen. 
37 Hellmuth, in: Hahn/Kreutzmann (Hrsg.), Jüdische Geschichte in Thüringen, S. 377. 
38 Hellmuth, in: Hahn/Kreutzmann (Hrsg.), Jüdische Geschichte in Thüringen, S. 378. 
39 Hellmuth, in: Hahn/Kreutzmann (Hrsg.), Jüdische Geschichte in Thüringen, S. 378. 
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Grundzügen 3 skizziert.40 Die weitergehende inhaltliche Auseinandersetzung 
löst sich jedoch wieder von den gesetzlichen Grundlagen und findet allein auf 
gesellschaftspolitischer Ebene statt. Den jüngsten Beitrag zum WGG liefert 
John41, welcher einzelne Handlungsfelder der Thüringer Landespolitik in der 
>Ära Rudolf Paul< umfassend beleuchtet. Darunter auch das >Gesetzgebungs-
feld< der Wiedergutmachung und damit das WGG. Betreffend das WGG steht 
3 wie auch in den übrigen Arbeiten 3 die politische Debatte und das Wirken 
des Gesetzes im Vordergrund. Die wesentlichen gesetzlichen Bestimmungen 
werden kurz umrissen. Die Darstellung ist bewusst >quellenbezogen< und be-
müht, >sich von unangemessenen Deutungen abzugrenzen<.42 Kehrseite dieses 
Anliegens ist, dass sich die Darstellung auf eine rein deskriptive Aufbereitung 
der Thematik beschränkt. Eine (tiefergehende) Auseinandersetzung mit dem 
WGG erfolgt daher nicht. 

2. Kritische Einordnung der bisherigen Forschung 

Zusammenfassend ist allen vorgenannten Untersuchungen gemein, dass ihr 
Schwerpunkt auf historisch-gesellschaftlichen sowie politischen Fragestellun-
gen liegt. Sie widmen sich aus einer Ex-post-Perspektive im Wesentlichen der 
Aufarbeitung der gesellschaftspolitischen Hintergründe sowie der Entstehung 
und dem (faktischen) Wirken der restitutionsrechtlichen Grundlagen. Letztlich 
erschöpfen sie sich in einer 3 wenn auch äußerst umfassenden 3 Genese. In 
keiner der vorgenannten Arbeiten werden die diversen gesetzlichen Grundla-
gen selbst näher untersucht. Die bisherige Forschung knüpft geschlossen allein 
an das Wirken des Rechts und damit das Ergebnis der Rechtsanwendung 3 die 
Rechtsfolge 3 an. Die Tatbestandsseite der zonalen sowie landesrechtlichen 
Bestimmungen bleibt gänzlich unerörtert. Zugleich wird dabei der konditionale 
Zusammenhang zwischen Tatbestand und Rechtsfolge außer Acht gelassen. 
Anders ausgedrückt begnügt sich die bisherige Forschung damit, >eine Seite 
der Medaille< näher zu beleuchten. 

Dieser Umstand kommt in zweifacher Hinsicht zum Tragen. Zum einen 
drängt sich die Frage auf, wie die Rechts- und Verwaltungspraxis 3 also das 
Wirken des Rechts 3 überhaupt analysiert, eingeordnet und bewertet werden 
kann, ohne dass die Grundlage für das Handeln 3 das Recht selbst 3 zuvor einer 
eingehenden kritischen Würdigung unterzogen wurde. Die bisherige rechtsfol-
genzentrierte Perspektive ermöglicht allenfalls eine (rechts-) politische bzw. 
moralische Bewertung der vorgefundenen Anwendungsergebnisse. Doch auch 
eine solche muss im Einzelfall bei näherer Auseinandersetzung mit den gesetz-
lichen Grundlagen kritisch hinterfragt werden. Dies verdeutlicht exemplarisch 

 
40 Hellmuth, in: Hahn/Kreutzmann (Hrsg.), Jüdische Geschichte in Thüringen, S. 380 ff. 
41 John, Paul. 
42 John, Paul, S. 4. 
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die anzutreffende Kritik an der >unbefriedigenden<43 Rechtsprechung des 
Obersten Wiedergutmachungssenats in Wiedergutmachungssachen nach dem 
Thüringer WGG. Bei genauerer Auseinandersetzung mit den tatbestandlichen 
Regelungen des WGG stellt sich die getadelte Rechtsprechung vielmehr als 
äußerst wohlwollend dar 3 bis an die Grenze des (insoweit wohl missglückten) 
Gesetzeswortlauts.44 Erst die nähere Betrachtung des gesetzlichen Tatbestands 
offenbart, dass es sich weniger um eine objektiv unbefriedigende, als eine 3 
infolge bloß rechtsfolgenseitiger Betrachtung 3 subjektiv unbefriedigend emp-
fundene Rechtsprechung handelt. Weiterhin verleitet der alleinige Blick auf 
die Rechtsfolge dazu, die belastete historische Praxis 3 ungeprüft 3 nachzu-
zeichnen. Die Rechts- und Verwaltungspraxis (vor allem der Länder und Pro-
vinzen) war einem erheblichen zentralistisch-politischen Druck ausgesetzt. 
Zahlreiche Entscheidungen wurden infolgedessen nicht aufgrund rechtlich-
systematischer Erwägungen, sondern politisch-wirtschaftlicher Vorgaben und 
Anweisungen getroffen. Die heutige Auseinandersetzung mit der Materie ist 
hingegen frei von derartigen Zwängen und dazu berufen, einen kritischen und 
unvoreingenommenen Blick auf die Rechts- und Verwaltungspraxis der Ver-
gangenheit zu werfen.  

Zum anderen bleibt bei einer allein rechtsfolgenbezogenen Betrachtung un-
bemerkt, dass die in der Praxis aufgekommenen und von der bisherigen For-
schung vielfach erkannten Problem- und Fragestellungen bei genauerer Be-
trachtung gerade dem bisher unbeachteten Tatbestand der gesetzlichen Best-
immungen entspringen. Rechtliche >Reibungspunkte< sowie im Einzelfall ein 
>Störgefühl< hervorrufende Anwendungsergebnisse sind Ausfluss und Aus-
druck gesetzgeberischer Defizite und legen diese offen. 

3. Eigenes Forschungsanliegen 

Vor diesem Hintergrund macht sich die gegenständliche Arbeit die umfassende 
Auseinandersetzung mit den restitutionsgesetzlichen Grundlagen zur Aufgabe. 
Dabei wird abweichend zu den bisherigen Forschungsbeiträgen die Perspek-
tive eines unvoreingenommenen, kritischen Rechtsanwenders eingenommen. 
Die sich bei kritischer Rechtsanwendung aufdrängenden Rechts- und Anwen-
dungsfragen werden herausgearbeitet und erstmalig einer näheren Untersu-
chung zugeführt. Ein genauerer Blick auf die restitutionsgesetzlichen Regelun-
gen wirft vielfältige 3 bislang unerkannte und infolgedessen unbeantwortete 3 
rechtliche, systematische sowie ideologische Grundsatz-, Vor- und Anwen-
dungsfragen auf. So fehlt es beispielsweise an einer Einordnung der diversen 

 
43 So ausdrücklich Schüler, in: Benz (Hrsg.), Jahrbuch Antisemitismusforschung (1993), 

S. 130; vgl. John, Paul, S. 673 ff., welcher die >Restitutionsdebatte< zwar objektiv prägnant 
aufbereitet, aber weder das Wiedergutmachungsgesetz selbst noch die Rechts- und Verwal-
tungspraxis einer kritischen Würdigung unterzieht. 

44 Siehe speziell hierzu unter I. V. 
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restitutionsrechtlichen Bestimmungen in das Gesamtrechtsgefüge aus Völker-
, Zonen- bzw. Besatzungs-, Landes- sowie (Landes-) Verfassungsrecht. Auch 
die sich als Folge der Normenpluralität ergebenden Normenkollisionen finden 
in der bisherigen Forschung keine Beachtung. Kompetenzielle Dissonanzen 
zwischen gleichgerichteten und in rechtlicher sowie >ideologischer< Konkur-
renz zueinanderstehenden Tatbeständen bleiben3 wie bereits in der einstigen 
Rechts- und Verwaltungspraxis 3 unaufgelöst. Gerade im Hinblick auf die an-
fängliche Gesetzgebung der Länder und Provinzen, die sich in einer politischen 
und rechtlichen Transit- und Findungsphase recht frei gestaltete,45 wird ein er-
hebliches Forschungsdefizit erkennbar. Mit dieser Arbeit soll ein initialer Bei-
trag zu den 3 im Detail noch herauszuarbeitenden 3 Forschungslücken geleistet 
werden. Zugleich soll die Arbeit Anstoß für weitere Forschung sein. Die bis-
lang rein rechtsfolgenorientierte und auf eine gesellschaftspolitische Würdi-
gung des Forschungsgegenstandes fokussierte wissenschaftliche Auseinander-
setzung soll durch diese Arbeit um eine objektivierte quasi-ex-ante-Perspek-
tive ergänzt werden. Wenngleich die Restitutionsbestimmungen nicht mehr 
gelten, können sie auch heute noch objektiv-abstrakt auf ihre Vereinbarkeit mit 
allgemeinen Methodensätzen, dem Völker- und (sich wandelndem) Verfas-
sungsrecht sowie ideologischen Grundlagen und Vorgaben überprüft werden. 
Die >Anwendung< des überholten sozialistischen Rechts bleibt im Rahmen des 
gegenständlichen >Gedankenexperiments< weiterhin möglich. Um den Anfor-
derungen an eine quasi-ex-ante-Perspektive zu genügen, muss das sozialisti-
sche Recht dabei im Lichte der sog. >wissenschaftlichen Erkenntnisse des Mar-
xismus-Leninismus<46 verstanden werden. Wie noch zu zeigen sein wird, kann 
dies den Gesetzgeber aber nicht davon entbinden, in sich logisches und syste-
matisch widerspruchsfreies Recht zu schaffen. 
 

III. Gang der Darstellung 
III. Gang der Darstellung 

Diese Arbeit bereitet in Umsetzung des dargestellten Forschungsanliegens die 
Rückerstattung des zwischen 1933 und 1945 entzogenen bzw. arisierten 
Grundvermögens jüdischer Gemeinden in der SBZ und DDR aus rechtshisto-
rischer Perspektive auf. Die Arbeit ist in zwei Teile untergliedert. Der erste 

 
45 Siehe zum Thüringer Wiedergutmachungsgesetz unter I. und zur Gesetzgebung in 

Sachsen-Anhalt unter J. 
46 Die Ideologisierung des Rechts wird immer wieder erkennbar, siehe z. B. unter B. IV., 

C. I. 2., C. II. 1, C. III. und F. II. 1. Siehe vertiefend zur sog. Lehre von der >Dialektik von 
Basis und Überbau< im Recht Kammari, in: Ost-Probleme 1957, S. 165, 169. Umfassend zur 
>Dialektik in der Staatslehre< bei Polak, Dialektik. 
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Teil der Arbeit setzt sich mit allgemeinen gesellschaftspolitischen, ideologi-
schen sowie rechtlichen Grundlagen, Rahmenbedingungen und klärungsbe-
dürftigen Vor- und Anwendungsfragen auseinander. Der zweite Teil der Arbeit 
beleuchtet, unter Rückgriff auf die Erkenntnisse des ersten Teils der Arbeit, 
umfassend die relevanten gesetzlichen Restitutionsbestimmungen sowie die 
entsprechende Rechts- und Verwaltungspraxis. Soweit möglich, werden hierzu 
konkrete Einzelfälle herangezogen. 

1. Erster Teil – Herausforderungen und Rahmenbedingungen 

Im Anschluss an eine historische Einführung in die vermögensrechtliche Stel-
lung jüdischer Gemeinden und deren Entrechtung im Nationalsozialismus 
(s. unten A.) wird einleitend die gesellschaftlich-politische, tatsächliche, wirt-
schaftliche sowie (verfassungs-) rechtliche Ausgangslage für die jungen Ge-
meinden in der SBZ und der DDR näher dargestellt (s. unten B.). Sodann wird 
der verfassungsrechtliche Körperschaftsstatus als Ausdruck der Rechtsnatur 
sowie (verfassungs-)rechtlichen Stellung der jüdischen Gemeinden und seine 
Ausformung in der SBZ und DDR genauer in den Blick genommen (s. un-
ten C.). Hieran anknüpfend wird die grundlegende Frage geklärt, ob es sich bei 
den wiederauflebenden Gemeinden um Rechtsnachfolger der im Nationalsozi-
alismus aufgelösten Gemeinden oder um ein und dieselbe, rechtlich identische, 
mithin fortbestehende Körperschaften handelte (s. unten. D). Unter Berück-
sichtigung der wirtschaftlich-ideologischen Rahmenbedingungen wird an-
schließend das den einzelnen spezialgesetzlichen Erstattungsregelungen zu 
Grunde liegende, spezifische >Wiedergutmachungs- bzw. Restitutionsver-
ständnis< herausgearbeitet (s. unten E.). Zuletzt werden die (kompetenz-) 
rechtlichen und tatsächlichen Implikationen des >Dualismus der Restitutions-
ansprüche< näher beleuchtet. Ein Schwerpunkt liegt dabei auf den sich erge-
benden Normenkonflikten und deren Auflösung (s. unten F.). Abschließend er-
folgt eine knappe Zusammenfassung der bis dahin erzielten Erkenntnisse 
(s. unten G.).  

2. Zweiter Teil – Die Rückerstattung „arisierten“ Grundvermögens in der 
Sowjetischen Besatzungszone und der Deutschen Demokratischen Republik 

Dem allgemeinen Teil schließt sich eine rechtshistorische Untersuchung der 
einzelnen, auf eine Restitution jüdischer Gemeinden in der SBZ bzw. DDR 
gerichteten, spezialgesetzlichen Rechtsgrundlagen an. Die spezialgesetzlichen 
Rechtsgrundlagen werden umfassend und kritisch gewürdigt. Neben den his-
torisch-gesetzgeberischen Hintergründen werden jeweils die konkreten An-
spruchsvoraussetzungen, Rechtsfolgen sowie verfahrensrechtlichen und pro-
zessualen Bestimmungen methodisch untersucht und 3 soweit möglich 3 
exemplarisch anhand von Einzelfällen veranschaulicht. Dabei werden die ge-
setzlichen Bestimmungen der vorgefundenen, tatsächlich gelebten Rechts- und 
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Verwaltungspraxis gegenübergestellt. Der im ersten Teil der Arbeit herausge-
arbeiteten Normenhierarchie folgend, wird zunächst der SMAD-Befehl 
Nr. 82/48 als in der Praxis zentrale und vorrangige zonale Regelung untersucht 
(s. unten H.). Im Sinne einer ganzheitlichen Prüfung werden auch die (jeden-
falls zeitweise) praxisrelevanten landesrechtlichen Rückgabebestimmungen in 
Thüringen (s. unten I.) und Sachsen-Anhalt (s. unten J.) näher beleuchtet. Im 
Sinne einer vollumfänglichen Darstellung werden abschließend die gesetzge-
berischen Aktivitäten bzw. Bemühungen in den übrigen Ländern und Provin-
zen (kursorisch) dargestellt (s. unten K.). 

IV.  Sachliche, örtliche und zeitliche Eingrenzung 
Sachliche, örtliche und zeitliche Eingrenzung 

Im Sinne einer zielgerichteten Untersuchung erfolgt eine sachliche, örtliche 
sowie zeitliche Eingrenzung. Im Fokus der Betrachtung steht das unbewegli-
che 3 nicht das bewegliche 3 Vermögen jüdischer Gemeinden auf dem Gebiet 
der SBZ bzw. der DDR.47 Dies liegt zuvorderst daran, dass die im Folgenden 
zu untersuchenden Rechtsgrundlagen zentral auf die Restitution von Grund-
vermögen gerichtet waren. Ferner ist das Schicksal des Grundvermögens auf-
grund seiner fortdauernden 3 wenn auch lückenhaften 3 Erfassung in Grund-
büchern dokumentiert, sodass auch heute noch auf belastbare Quellen zurück-
gegriffen werden kann. Schließlich waren Synagogen- und Friedhofsgrundstü-
cke für die jüdischen Gemeinden auch in wirtschaftlicher sowie religiös-ideel-
ler48 Hinsicht von herausgehobener Bedeutung. Zeitlich beschränkt sich die 
Untersuchung auf den Zeitraum zwischen dem 08.05.1945 und September 
1990. Ansprüche nach dem Vermögensgesetz49 sind nicht Gegenstand der Be-
arbeitung.

 
47 Auf die Rechtslage im Sowjetischen Sektor Berlins, dem eine völkerrechtliche und 

infolgedessen auch restitutionsrechtliche Sonderstellung zukam 3 siehe hierzu bei Kewenig, 
Entwicklungslinien, S. 7 ff. sowie Timm, Hammer, S. 78 3 wird im Folgenden nicht einge-
gangen. 

48 Synagogen haben als Zentrum des religiösen, kulturellen und gesellschaftlichen (Ge-
meinde-)Lebens und Friedhöfe als Ort der Erinnerung und des Gedenkens an die Toten im 
Judentum einen besonderen Stellenwert, vgl. Schoeps, Lexikon, S. 273 und 794; Diamant, 
Zerstörte Synagogen, S. XI. 

49 Gesetz zur Regelung offener Vermögensfragen vom 23.09.1990, BGBl. II 1990, 
S. 1159. 
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Karl Magen  206, 231, 247, 248, 255 
Konkurrenz  siehe Normenkonflikt 
Körperschaft des öffentlichen Rechts  1, 

12, 14, 34, 41 
− altkorporiert bzw. geboren  12, 73, 76 
− nach den Landesverfassungen  43 
− nach der Verfassung der DDR von 

1949  46352 
− nach der Verfassung der DDR von 

1968  52355 
− Verlust des Körperschaftsstatus  76 
 
Marxismus-Leninismus  36, 38, 45 
Ministerium der Finanzen der DDR  

121, 137, 143, 148, 149, 236, 258, 
277, 278, 279 

Ministerium der Finanzen des Landes 
Brandenburg  181 

Ministerium der Justiz der DDR  121, 
149, 157, 185, 187, 258, 278 

Ministerium der Justiz des Landes 
Brandenburg  188 

Ministerium der Justiz des Landes 
Thüringen  185, 222, 234, 235, 261 

Ministerium des Innern der DDR  152, 
181, 186, 190, 193, 194, 277 

Ministerium des Innern des Landes 
Brandenburg  181, 183 

Ministerium des Innern des Landes 
Sachsen-Anhalt  153, 186, 267, 277 

Ministerium für Arbeit und Sozialwesen 
des Landes Brandenburg  192 

Ministeriums des Innern der DDR  126 
 
Normenkonflikt  103 
− Spezialgesetze und Zivilrecht  105 
− unter den SMAD-Befehlen  122 
− unter den Spezialgesetzen  113 
 

Potsdamer Protokoll  111, 115, 118 
 
Rechtsnachfolge  76 
Regierungsgewalt  115 
Religionsverständnis  45 
Rudolf Paul  205, 207, 208, 209, 222 
 
Sequesterverfahren  123, 124, 150 
− Rückgabe vor Beendigung  152 
Sozialistische Einheitspartei 

Deutschlands  43, 47, 49, 81, 97, 98, 
134, 164, 165, 214, 240, 249, 250, 
251 

− Zentralsekretariat  144, 167, 197, 284 
Sozialistische Gesetzlichkeit  80 
Sozialistisches Religionsverständnis  36 
Synagoge  1, 10, 13 
− Eisenach  262 
− Erfurt  262 
Synagogen-Gemeinde  siehe Jüdische 

Gemeinde 
 
Volkseigentum  66, 127, 150 
− Ämter zum Schutz des  125 
− Produktionsmittel  67 
− Rückgabe  152 
− Unantastbarkeit  124, 147 
 
Walter Cappel  221, 247, 262 
Weimarer Reichsverfassung  12, 14, 34, 

40, 41, 43, 44, 60, 115 
 
Zentralkommission für Beschlagnahme 

und Sequestrierung  124 
Zwangsveräußerung  87, 104, 110, 112, 

156, 239, 241, 242, 244 
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